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Ein anonymer Mitarbei-
ter von Heckler & Koch 
(H & K) behauptete am 

Montag im Interview mit dpa, der 
Waffenhersteller werde künftig 
keine Staaten mehr beliefern, die 
nicht in der NATO sind. Das beträ-
fe »rote« Staaten wie Mexiko oder 
Saudi-Arabien. Auch in das NATO-
Mitglied Türkei, als »gelber« Staat 
eingestuft, werde künftig nicht 
mehr exportiert. Wird jetzt alles 
anders beim Waffenbauer aus 
Oberndorf?

Leider noch nicht. Bislang gibt es le-
diglich die Behauptungen eines H & K-
Managers, der nicht einmal namentlich 
genannt werden will. Er gehört offen-
sichtlich nicht zur Geschäftsführung. 
Dessen Gespräch mit der dpa hat keiner-
lei Verbindlichkeit. Jetzt muss sich die 
H & K-Geschäftsführung dazu positio-
nieren, ob die getätigten Aussagen ihres 
Mitarbeiters den Unternehmensplänen 
entsprechen. Bis das passiert, ist alles 
nur heiße Luft.

Der Konzern Heckler & Koch ist ge-
messen an den Opferzahlen das todbrin-
gendste Unternehmen Deutschlands. 
Nach meinen Berechnungen und Schät-
zungen sind bis heute mehr als zwei 
Millionen Menschen durch Kugeln aus 
H & K-Waffen ums Leben gekommen. 
Durchschnittlich alle dreizehn Minu-
ten stirbt dadurch ein Mensch. Dieses 
Unternehmen hat skrupellos wie kein 
anderes die Kriegsschauplätze der Welt 
mit Waffen vollgepumpt. Wenn es sei-
ne Exportpolitik derart ändern würde, 
wäre das natürlich erfreulich und sicher 
ein Signal für die gesamte Rüstungsin-
dustrie. Die Nagelprobe dafür ist aber: 
Stoppt H & K sofort alle Waffen- und Er-
satzteillieferungen an sogenannte »nicht 
solide« Länder?

Darauf gab der anonyme Mitarbei-
ter die Antwort, dass H & K »alten 
Verpflichtungen 
nachkommen«, also 
bestehende Verträge 
nicht aufkündigen 
werde. Wird sich 
zunächst also nichts 
an der mörderischen 
Unternehmenspolitik 
ändern?

Saudi-Arabien, Mexiko 
und die Türkei haben in 
den vergangenen Jahr-
zehnten verschiedene 
Lizenzen zum Nachbau 
von H & K-Waffen er-
halten und fertigen die 
Kleinwaffen selbst – die-
se Märkte sind gesättigt. 
Die Bundesregierung ge-
nehmigte 2008 sogar die 
Errichtung von Werken 
zur Herstellung des G-
36-Sturmgewehrs in Sau-
di-Arabien. Seitdem gibt 
es dort eine ganze Produktionslinie des 
G 36, die saudischen Streitkräfte werden 
damit bis zu den Zähnen hochgerüstet.

Zumindest im Fall der Türkei sol-
len aber keine zusätzlichen Waffen 
mehr geliefert werden.

Das wäre erfreulich. Doch auch die tür-
kische Armee ist dank einer Lizenzver-
gabe von 1998 noch für Jahrzehnte mit 
Sturmgewehren des Typs HK 33 ausge-
stattet.

Wozu will der Rüstungsbetrieb 
sein Image nun aufbessern?

Aktuell geht es zum Beispiel um den 
Auftrag zur Fertigung der Nachfolgewaf-
fe für die auszumusternden G-36-Sturm-
gewehre der Bundeswehr. 187.000 Stück 
sollen neu bestellt werden, H & K liegt 
gut im Rennen. Aber der Konzern agiert 
aus der Defensive, sicher auch aufgrund 
der Strafanzeigen von mir und meinem 
Anwalt Holger Rothbauer gegen ihn und 
die Bundesausfuhrbehörden. Dabei geht 
es um den illegalen Export Abertausen-

der G-36-Gewehre in Unruheprovinzen 
Mexikos. Laut Landgericht Stuttgart be-
ginnen die Strafprozesse in der ersten 
Hälfte 2017 gegen H & K-Beschäftigte, 
darunter zwei ehemalige Geschäftsfüh-

rer. Außerdem ist die Fi-
nanzlage des Unterneh-
mens mehr als bedenk-
lich. Laut dpa stand es 
kurz vor der Pleite und 
muss bis 2018 eine Anlei-
he von fast 300 Millionen 
Euro zurückzahlen. Da 
ist man in jeder Hinsicht 
auf politische Unterstüt-
zung angewiesen. Aber 
der H & K-Cheflobbyist 
und CDU/CSU-Frak
tionschef Volker Kauder 
kann aktuell nicht offen 
für die Firma agieren, so-
lange die Reputation der-
art schlecht ist.
H & K erklärte offi
ziell, viele Exporte von 
Kleinwaffen hätte die 
Bundesregierung auf-
grund ihrer angeblich 
restriktiven Rüstungs-

politik verhindert …
Na ja. Diese Bundesregierung hat un-
ter maßgeblicher Beteiligung des ver-
antwortlichen Bundesministers Sigmar 
Gabriel die Öffentlichkeit bei den Krieg-
sexporten massiv getäuscht. Der Sozi-
aldemokrat hatte im Sommer 2013 ver-
sprochen, keinen Waffenlieferungen an 
menschenrechtsverletzende Staaten zu-
zustimmen, falls er Wirtschaftsminister 
werde – und dieses Versprechen noch 
nach seiner Berufung wiederholt. Aber 
allein bei den Großwaffensystemen gab 
es von 2014 zu 2015 fast eine Verdopp-
lung der Ausfuhrgenehmigungen auf 
12,8 Milliarden Euro. Vom ersten Halb-
jahr 2015 zum selben Zeitraum 2016 
wurden die Ausfuhren von Munition 
verzehnfacht. Gabriels Rüstungspolitik 
zu loben wäre also völlig verfehlt – hier 
handelt es sich schlichtweg um Wahl-
betrug.

Gabriel sagte mit Bezug auf die 
Großwaffensysteme, viele Verträge 

hätte die schwarz-gelbe Regierung 
abgeschlossen. Gewissermaßen 
sind dies also auch »alte Verpflich-
tungen«.

Damit will er sich nur aus der Verant-
wortung stehlen. Die Kündigung sol-
cher Verträge ist aber unproblematisch 
machbar: Paragraph sieben des Kriegs-
waffenkontrollgesetzes besagt, dass al-
te Verträge jederzeit gekündigt werden 
können, nach Paragraph neun müsste 
die Bundesregierung dann Regress zah-
len. Als Rheinmetall eine Waffensimu-
lationsanlage an Russland liefern wollte, 
passierte genau das: Aufgrund des Krim-
Konfliktes stoppte die Bundesregierung 
den 100-Millionen-Euro-Deal, die Höhe 
der Regresszahlung ist unbekannt.

Genauso müssen auch die Lieferun-
gen von Ersatzteilen an Saudi-Arabien 
gestoppt werden. Sonst geht das Morden 
des Militärs gegen die Demokratiebe-
wegung im eigenen Land weiter. Zudem 
leitet Saudi-Arabien seit März 2015 ei-
ne Allianz mehrerer Staaten, die einen 
vernichtenden Krieg gegen Jemen und 
die dortige Zivilbevölkerung führt. Hier 
muss die Bundesregierung sagen: Das 
Leben der Menschen, die in Saudi-Ara-
bien Demokratie fordern, die dort einen 
anderen Glauben als das Herrscherhaus 
praktizieren oder das Leben jemeniti-
scher Zivilisten ist so viel wichtiger als 
der H & K-Ersatzteildeal.

Was fordern Sie von H & K, außer 
einer verbindlichen Erklärung zu 
den anonymen Aussagen eines Mit-
arbeiters?

Tatsächlich muss die H & K-Geschäfts-
führung die Aussagen des Anonymus 
in den eigenen Reihen als verbindlich 
erklären. Solange dies nicht geschieht, 
ist Wortbruch programmiert. Genau 
das zeichnete sich ja schon nach gut 
zwei Tagen ab: Vorgestern, am 30. No-
vember 2016, schickte der zuständige 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel eine Information über Geneh-
migungsentscheidungen des Bundessi-
cherheitsrates an den Vorsitzenden des 
Wirtschaftsausschusses im Bundestag,  
CSU-Parlamentarier Peter Ramsauer. 
Darin teilt der Bundessicherheitsrat, 

der unter Führung von Angela Merkel 
und Sigmar Gabriel in geheimer Sit-
zung tagt, mit, dass gleich drei »unsolide 
Länder« mit H & K-Gewehren und –Be-
standteilen beliefert werden dürfen: Für 
Indonesien wurde unter anderm der Ex-
port von 450 vollautomatische Geweh-
ren, 50  Maschinengewehren, 100  Ma-
schinenpistolen und 500.000  Schuss 
Munition im Gesamtwert von rund 
3,9 Millionen Euro genehmigt. Für Ma-
laysia wurde zum Beispiel die Ausfuhr 
von 300 vollautomatischen Gewehren, 
300 Maschinenpistolen und 50 Maschi-
nengewehren im Wert von ca. 1,8 Mil-
lionen Euro gestattet. Und an Südkorea 
dürfen jetzt 400 vollautomatische Ge-
wehre etc. im Wert von 1,3 Millionen Eu-
ro transferiert werden. Antragsteller ist 
laut Sigmar Gabriel in allen drei Fällen 
die Heckler & Koch GmbH.

Ihrer Ansicht nach ein Verstoß 
gegen die neue Linie der aus-
schließlichen Belieferung »grüner 
Länder«?

Aber hallo! Der Amnesty-International-
Report 2015/16 listet für alle drei Staaten 
schwere Menschenrechtsverletzungen 
auf. Keines der Länder ist »solide«, kei-
nes gehört zur NATO. Hat die Image-
pflege von H & K gerade mal zwei Tage 
gehalten – und schon dürfen wieder sol-
che Staaten mit Kriegswaffen beliefert 
werden? Wenn dem so wäre, dann hätte 
der H & K-Anonymus die dpa und damit 
die Öffentlichkeit massiv getäuscht!

Für einen glaubwürdigen Gesin-
nungswechsel müsste die Geschäfts-
führung von H & K ihre Mitschuld am 
weltweiten Massenmorden durch Di-
rektexporte und Lizenzvergaben einge-
stehen. Das Unternehmen müsste sich 
mit Unterstützung der Bundesregierung 
darum kümmern, dass die in Krisen- 
und Kriegsgebiete gelieferten Waffen 
eingesammelt und verschrottet werden. 
Außerdem braucht es ernsthafte Schritte 
der Versöhnung mit den Opferfamilien, 
die es weltweit in millionenfacher Zahl 
gibt. Und der Konzern müsste endlich 
den Prozess zur Rüstungskonversion 
einleiten, letztlich also nur noch zivil 
produzieren.� Interview: Ben Mendelson

Nach Schätzungen starben bereits mehr als zwei Millionen Menschen durch Kugeln aus H & K-Waffen:  
Konfisziertes G 36-Sturmgewehr in Mexiko (Februar 2015)

JO
R

G
E

 L
O

P
E

Z
/R

E
U

T
E

R
S

Hintergrund: 

Tod für die Welt
Das schwäbische Unternehmen 

Heckler & Koch (H & K) ist aus 

den Mauserwerken hervorge-

gangen, die nach dem Zweiten 

Weltkrieg aufgelöst wurden. 

Heute zählt die Firma zu den 

größten Herstellern von soge-

nannten Kleinwaffen. Damit 

sind alle diejenigen gemeint, die 

man tragen kann – Pistolen, Ge-

wehre, Granatwerfer und Pan-

zerfäuste. Mit ihnen werden in 

Bürgerkriegen wie in Syrien die 

meisten Zivilisten getötet.

Die Bundesregierung hat 

die Ausfuhr von Kleinwaffen 

im ersten Halbjahr 2016 leicht 

zurückgefahren, doch haben 

sich zugleich die Exporte von 

Munition für diese Waffen ver-

zehnfacht. Das geht aus dem 

Rüstungsexportbericht für die 

erste Jahreshälfte vor, der Ende 

Oktober im Kabinett beschlos-

sen wurde. Auffällig sind auch 

Verschiebungen in der Liste der 

wichtigsten Bestimmungslän-

der. So rückte etwa die Türkei 

von Platz 25 auf Rang 8 vor. Der 

Wert der Genehmigungen für 

Kleinwaffen sank dem Bericht 

zufolge in den ersten sechs Mo-

naten 2016 binnen Jahresfrist 

von 12,4 Millionen auf 11,6 Millio-

nen Euro. Derjenige für Munition 

kletterte hingegen von 27 Mil-

lionen auf 283,8 Millionen Euro. 

Auf EU- und NATO-Länder (plus 

Australien, Neuseeland, Japan 

und Schweiz) entfielen davon 

275 Millionen Euro, auf den Irak 

5,4 Millionen Euro. Die wichtig-

sten drei Bestimmungsländer 

für Kleinwaffen einschließlich 

Teilen und Munition waren dem-

nach Frankreich, der Irak und 

Polen.

Seit Anfang Juli ist bekannt, 

dass die Regierung in den 

ersten sechs Monaten 2016 

die Ausfuhr von Waffen und 

Ausrüstung im Gesamtwert 

von 4,029 Milliarden Euro ge-

nehmigte – mehr als eine halbe 

Milliarde mehr als im Vorjah-

reszeitraum. Die Opposition 

übte scharfe Kritik an der Rü-

stungsexportpolitik der großen 

Koalition. »Wer bedenkenlos 

immer mehr Waffen in alle Welt 

verkauft, auch in Länder wie 

die Türkei und Saudi-Arabien, 

darf nicht über die steigenden 

Flüchtlingszahlen klagen oder 

ernsthaft über die Bekämpfung 

von Fluchtursachen reden«, 

erklärte Linken-Kochef Bernd 

Riexinger. »Krieg ist Flucht-

ursache Nummer eins.« Der 

Linke-Außenpolitiker Jan van 

Aken informierte, die Zahlen für 

das erste Halbjahr 2016 dürften 

noch deutlich höher liegen, da 

Sammelausfuhrgenehmigun-

gen über Summen von ein bis 

zwei Milliarden Euro noch nicht 

berücksichtigt worden seien. Die 

Grünen-Verteidigungsexpertin 

Agnieszka Brugger warf der 

Bundesregierung eine »verhee-

rende Bilanz der Verantwor-

tungslosigkeit« vor. Brugger 

kritisierte insbesondere den 

Anstieg von Lieferungen nach 

Saudi-Arabien. »Scheinheilig« 

sei auch, dass sich die Bundes-

regierung für den Rückgang bei 

den Kleinwaffenexporten feiere, 

aber gleichzeitig große Mengen 

an Munitionslieferungen geneh-

mige. � (dpa/AFP/jW)

Jürgen Grässlin ist Buchautor 
(»Schwarzbuch Waffen-
handel«, »Netzwerk des 

Todes« u.v.a.m.), Sprecher 
der Kampagne »Aktion 

Aufschrei – Stoppt den Waf-
fenhandel!«, der Deutschen 

Friedensgesellschaft – Verei-
nigte KriegsdienstgegnerIn-

nen (DFG-VK), der Kritischen 
AktionärInnen Daimler und 
Vorsitzender des Rüstungs-

informationsbüros (RIB e. V.)

»Alles nur heiße Luft«
Der Kleinwaffenproduzent Heckler & Koch betreibt Imagepflege 
und kolportiert, seine Exportpolitik ändern zu wollen.  
Ein Gespräch mit Jürgen Grässlin
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